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REGIERUNG VON OBERBAYERN

Reqierunq von Oberbavem .8053 München

Bürgerinitiative BAB96 München
Herrn
Jürgen Weckerle
Langbehnstr. l0a
80689 München

Umsetzung der EG-Umgebungslärmrichtlinie;
Antrag der Bürgerinitiative BAB 96 München zum Lärmschutz an der Lindauer
Bundesautobahn (BAB) A 96

Sehr geehrter Herr Weckerle,

Sie haben uns im Namen der Bürgerinitiative 8A896 mit Schreiben vom 17.10.2008 darauf
aufmerksam gemacht, dass Sie nicht erst nach einer Entscheidung, ob ein Lärmaktionsplan
aufgestellt wird, in den Entscheidungsprozess eingebunden werden wollen. Sie fordern
unverzüglich in den Prozess bei der Beurteilung zur Aufstellung eines Lärmaktionsplanes mit
eingebunden zu werden.

Zum Thema Luftreinhalteaktionsplan bitten Sie um Auskunft, mit welchen Pressemitteilungen
die Öffentlichkeit informiert wurde. Gleichzeitig fordern Sie hier ebenfalls, dass lhnen sämtliche
Informationen überlassen und Sie als Vertreter von über 400 Bürgern unverzüglich in die
Aktionsplanung mit eingebunden werden.
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Regierung von Oberbayern
80534 München
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Zum aktuellen Sachstand der Lärmaktionsplanung und der Luftreinhalteplanung dürfen wir
lhnen Folgendes mitteilen:

Lärmaktionsplanunq:

Wie im Schreiben vom 11.09.2008 an Frau Blandl und Familie Kutscher bereits mitgeteilt,
wurden durch die Anderung des Bayerischen lmmissionsschutzgesetzes (BaylmSchG) zum
01.07.2008 die Zuständigkeiten für den Vollzug der EG-Umgebungslärmrichtlinie (EG-ULR)
festgelegt. Für die Aufstellung von Lärmaktionsplänen nach S 47 d Bundes-lmmissions-
schutzgesetz (BlmSchG) für Bundesautobahnen auch innerhalb der Stadtgrenzen der
Landeshauptstadt München ist danach die Regierung von Oberbayern zuständig (vgl. Art. 8a
Abs.2 BaylmSchG).
Wir prüfen derzeit, für welche Autobahnabschnitte die Aufstellung eines Lärmaktionsplans in
Erurägung zuziehen ist. Diese Prüfung nimmt noch einige Zeitin Anspruch.

Das Bundes-lmmissionsschutzgesetz (BlmSchG) sieht vor, dass die Öffentlichkeit zu
Vorschlägen für Lärmaktionspläne gehört wird. Sie erhält rechtzeitig und effektiv die
Möglichkeit, an der Ausarbeitung und der Überprüfung der Lärmaktionspläne mitzuwirken. Die
Ergebnisse der Mitwirkung sind zu berücksichtigen. Die Öffentlichkeit ist über die getroffenen
Entscheidungen zu unterrichten (vgl. S 47d Abs. 3 BlmSchG). Ein für die Aktionsplanung
festgelegtes Verfahren zur Öffentlichkeitsbeteiligung ist vom Gesetzgeber nicht vorgegeben.
Gleichwohl werden wir durch die frühzeitige Einbindung der Öffentlichkeit die Gelegenheit
nutzen, eine allseits akzeptierte Maßnahmenplanung zu erreichen.

Wird ein Lärmaktionsplan als Ergebnis unserer Prüfung für den von lhnen angesprochenen
Autobahn-Abschnitt aufgestellt, wird im Rahmen der Öffentlichkeitsbeteiligung die Möglichkeit
bestehen, Vorschläge zu konkreten Maßnahmen einzubringen. Sollte unsere Prüfung ergeben,
dass kein Lärmaktionsplan aufzustellen ist, werden wir diese Entscheidung ebenfalls veröffent-
lichen.
Bitte bedenken Sie, dass es sich bei der augenblicklich laufenden 1. Stufe der Lärmaktions-
planung um den Beginn eines lang angelegten stetigen Planungsprozesses handelt, bei dem
es zunächst darum gehen muss, die am stärksten belasteten Lärmbrennpunkte zu sanieren.
Bei den folgenden Planungsstufen können dann auch geringer belastete Straßenzüge mit ein-
bezogen werden.

L uftre i n h alte-/Aktionsp I a n u nq

f hre Nachfrage zu den Terminen der Öffentlichkeitsbeteiligung im Rahmen der 2. Fortschrei-
bung des LuftreinhalteJAktionsplanes für die Landeshauptstadt München kann wie folgt be-
antwortet werden:
Die Beteiligung der Öffentlichkeit im Rahmen der 2. Fortschreibung des Luftreinhalte-
/Aktionsplanes für die Landeshauptstadt München (,,Einrichtung einer Umweltzone") mit der
Möglichkeit den Planentwurf einzusehen und eine Stellungnahme abzugeben, fand im Zeit-
raum 05.05.2008 bis 20.06.2008 statt.
Auf diese Auslegung hatte das für die Luftreinhalteplanung zuständige Bayerische Staatsmi-
nisterium für Umwelt und Gesundheit und Verbraucherschutz (jetzt: Bayer. Staatsministerium
für Umwelt und Gesundheit) mit Bekanntmachung vom 24.04.2008 (am 02.05.2008 im Bayeri-
schen Staatsanzeiger veröffentlicht) hingewiesen. Diese Bekanntmachung enthielt auch An-
gaben zur jeweiligen Örtlicnkeit und des Zeitpunktes des Zugangs zu den in Papierform aus-
gelegten Unterlagen bei der Landeshauptstadt München und der Regierung von Oberbayern.
Gleichzeitig wurde noch durch Verweis auf die einschlägigen Internetseiten beim Umweltminis-
terium, bei der Landeshauptstadt und bei der Regierung von Oberbayern die Möglichkeit eröff-
net, sich auf dieser Informationsschiene mit der Planung zu befassen und auch Stellung zu
nehmen.
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Die Regierung von Oberbayern hat diese Information am 02.05.2008 im Rahmen einer ,,Me-
dieninformation" der Münchner Presse zur Verwendung in deren Medien zur Verfügung ge-
stellt.

Die 2. Fortschreibung des LuftreinhalteJAktionsplans für die Landeshauptstadt München wur-
de dann unter Würdigung und angemessener Berücksichtigung des Rücklaufs der Öffentlich-
keitsbeteiligung am 21.08.2008 vom Bayerischen Staatsministerium für Umwelt; Gesundheit
und Verbraucherschutz in Kraft gesetzt und am 29.08.2008 im Bayerischen Staatsanzeiger,
unter gleichzeitigem Verweis auf dessen Auslegung in der Zeit vom 29.08.2008 bis
1 2.09.2008, bekan ntgemacht.


